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In einer kleinen Siedlung im
Gürbetal, am Hang des Bauern­
dorfes Lohnstorf, wohnt seit
kurzem eine äthiopische Fami­
lie. Allen Bemühungen derAsyl­
behörden, sie loszuwerden, zum
Trotz. Ein Schild warnt vor Kin­
dern. Auf dem Feld nebenan
trägt ein Bauer Gülle aus.Würde
die Sonne scheinen, sähe man
von hier aus die Berge.

Mahlet Mola (alle Namen der
Familie geändert) kam vor über
zehn Jahren in die Schweiz, ihr
Partner Dereje Ketema ein Jahr
später. Weil der Bund ihre Asyl­
gesuche rechtskräftig abgelehnt
hat, müssen sie die Schweiz
verlassen.Warum sind sie all die
Jahre trotzdem hiergeblieben?
Die Antwort geht im Kinderge­
schrei in der kleinen Wohnung
unter, liegt jedoch auf derHand:
Trotz aller Widrigkeiten ist es
hier für sie immer noch besser
als in Äthiopien. Anders als die
Asylbehörden sind sie zudem
fest überzeugt, dass sie nicht
zurückkehren können.

Ein Raum für die Familie
Wernicht bleiben darf und nicht
ausgeschafft werden kann, der
wird vom Kanton in der Regel
in einemRückkehrzentrumplat­
ziert. Der Zweck dieser Zentren
ist klar: Isolation und Abschre­
ckung. Dass dort auch Familien
wohnen müssen, ist besonders
umstritten.Nachmassiver Kritik
sah sich der verantwortliche Si­
cherheitsdirektor Philippe Mül­
ler (FDP) gar genötigt, die Zu­
stände in den Zentren von der
Nationalen Kommission zurVer­
hütung von Folter untersuchen
zu lassen.

Das Leben in den Kollektiv­
unterkünften sei sehr schwierig
gewesen, sagt Mahlet Mola.
KaumPrivatsphäre,Unruhe, null
Perspektive. Trotzdem ist das
Paar geblieben. Im Sommer 2018
kommt ihr erstes Kind auf die
Welt. Danach teilt sich die Fa­
milie einen Raum von 12 Quad­
ratmetern.

Der Bub habe nach einem
Jahr in der Unterkunft psychi­
sche Störungen entwickelt, sagt
Christine Lienemann-Perrin,
ehemaligeTheologieprofessorin
derUniversität Bern. «Dawar für
uns ein Punkt erreicht, wo wir
einfach handeln mussten.»

Zusammenmit ihremMannWolf­
gang,ebenfalls emeritierterTheo­
logieprofessor, engagiert sie sich
in der reformierten Kirche seit
Jahren für Flüchtlinge. Auch für
solche, die die Schweiz verlassen
müssen. Das Paar steht für den
vernetzten Widerstand vieler
Kirchengemeinden gegen eine in
ihrenAugenunmenschlicheAsyl­

politik. Das Paar aus Äthiopien
kennen sie seit fast zehn Jahren.

Unmögliche Rückkehr?
Ihnen sei bewusst, dass man
nicht alle Asylsuchenden will­
kommen heissen könne, sagt
Wolfgang Lienemann.Es gebe je­
doch «sehr respektable Gründe»,
warum der Vollzug einer Weg­

weisung im Einzelfall nicht im­
mer möglich sei. «Es muss doch
jedemvöllig klar sein, dass diese
Familie nicht nachÄthiopien zu­
rückkehren kann.» Dass die Fa­
milie jahrelang in einemZimmer
in einem Rückkehrzentrum le­
ben müsse, sei inakzeptabel.

In den Rückkehrzentren wer­
de «so weit als möglich auf die
familiären oder kulturellen Kon­
stellationen Rücksicht genom­
men», heisst es bei der Sicher­
heitsdirektion. Dabei könne es
«durchaus vorkommen, dass
mehrere Familienmitglieder zu­
sammen ein Zimmerbewohnen».
Laut Kanton halten sich Perso­
nen in einem Rückkehrzentrum
auf, damit sie ihre Rückkehrvor­
bereiten können. «Diese Vorbe­
reitung sollte im Regelfall nicht
Jahre in Anspruch nehmen.»

Auf Druck aus der Zivilgesell­
schaft hat das bernische Migra­
tionsamt die Unterbringung von
abgewiesenenAsylsuchenden bei
Privatpersonen unter strengen
Auflagen möglich gemacht.
Gleichzeitig verschärfte der

Kanton die Regeln. In Biel wur­
den etwa Familien, die zuvor in
Wohnungen gelebt hatten, in ein
Containerlager am Stadtrand
umplatziert.

Raus aus dem Lager
Die Verschlechterung der Le­
bensverhältnisse abgewiesener
Asylsuchender führten zu einer
starken Zunahme der privaten
Unterbringungen. Waren im
Herbst 2020 noch 120 abgewie­
sene Asylsuchende bei Privat­
personen untergebracht, sind es
inzwischen bereits 161.

Ist es nicht problematisch,
wenn Private zunehmend Be­
treuungsaufgaben des Staates
übernehmen? Die Wegweisung
sei in einer solchen Lage «unzu­
mutbar und undurchführbar»,
sagt Wolfgang Lienemann. Und
wenn der Staat es in zehn Jahren
nicht schaffe, eine Wegweisung
zu vollziehen, «dann hat er ver­
sagt». In diesem Fall sei es die
Pflicht der Zivilgesellschaft, zu
handeln und die Lage der Be­
troffenen zu verbessern.

Bei der Sicherheitsdirektion
wehrt man sich gegen den Vor­
wurf des Staatsversagens. Kä­
men die Personen ihrer Ausrei­
sepflicht selbstständig nach,
wäre ihre Ausreise «durchaus
möglich».An ihrer Lage seien die
«ausreisepflichtigen Personen»
mehrheitlich selber schuld.

Für die Sicherheitsdirektion
sind die privaten Unterbringun­
gen grundsätzlich problema­
tisch: Weil dadurch «enge per­
sönliche Bindungen» entstün­
den, würden Ausreisen aus der
Schweiz immer unwahrschein­
licher. Die in einem rechtsstaat­
lichen Verfahren gefällten Weg­
weisungsentscheide würden so
unterlaufen.

Die Kosten für die privaten
Unterbringungen trägt die Zivil­
gesellschaft. Einzig die Kranken­
kasse wird weiterhin vom Kan­
ton übernommen.DieWohnung
in Lohnstorf haben die Liene­
manns dank Kontakten aus ihrer
Kirchgemeinde organisiert.Mie­
te und Lebenskosten der vier­
köpfigen Familie, insgesamt
rund 2000 Franken pro Monat,
werden komplett durch private
Spenden gedeckt.

Nach zehn Jahren inAsylzen­
tren plötzlich unter Schweizern
leben: Daranmüsse sie sich erst
noch gewöhnen, sagt Mola. Kurz
nach ihrem Umzug kam ihr
zweites Kind, Dawit, auf die
Welt. Wenn der Kleine schreit,
sei sie oft gestresst, weil sie be­
fürchte, dass die Nachbarn sich
an dem Lärm störten.

Eine Familie, die nicht hier sein sollte
Berner Asylregime Statt im Ausschaffungszentrumwohnen immer mehr abgewiesene Asylsuchende bei Privatpersonen.
Weshalb ein Theologenpaar für eine Flüchtlingsfamilie kämpft.

Die Familie in ihrer Wohnung. Miete und Unterhalt bezahlen private Spenderinnen und Spender. Fotos: Raphael Moser

«Wir mussten handeln»: Wolfgang und Christine Lienemann vor
der Wohnung der äthiopischen Flüchtlingsfamilie.

Streit um Nothilfe

Als abgewiesene Asylsuchende
dürfen die Äthiopier weder arbei­
ten, noch erhalten sie Sozialhilfe.
Da sie nicht mehr im Rückkehr­
zentrum wohnen, gelten sie für
den Kanton auch nicht mehr als
bedürftig. Sie haben deshalb kein
Anrecht auf Nothilfe. Diese beträgt
für eine vierköpfige Familie knapp
26 Franken pro Tag. Die Regeln
könnten allerdings ändern: Im
Kantonsparlament sprach sich
2020 eine knappe Mehrheit dafür
aus, künftig auch privat unterge­
brachten Personen ohne Bleibe­
recht Nothilfe zu gewähren. Über
die entsprechende Gesetzesände­
rung wird der Grosse Rat nächste
Woche entscheiden. (ama)

Erst testen, wenn Schülerinnen
und Schülermit Corona infiziert
sind? So läuft es im Kanton Bern
seit dem 6. September 2021. Der
Regierungsrat stoppte damals
die breiten periodischen Präven­
tivtests in Schulen und stellte auf
das Ausbruchstesten um.

ElternderArbeitsgruppe«Kin­
der schützen – jetzt!» raufen sich
seither die Haare. Sie finden, es
sei verantwortungslos,wenn erst
reagiert werde, wenn das Kind
quasi schon in den Brunnen ge­
fallen sei. Die Gemeinde Wohlen
handelt anders: Sie führt immer
noch Massentests durch.

Als der Grosse Rat am Freitag
eine SP-Motion behandelte, die

– erfolglos – die Rückkehr zu
Massentests im ganzen Kanton
verlangt, führten die Eltern von
«Kinder schützen – jetzt!» auf
dem Rathausplatz eine kleine
Demonstration durch.

Die Elternwerfen demKanton
vor, er stelle sich gegen prä­
ventive Tests. Bei Rechtsanwalt
Daniel Kettiger liessen sie sich
dringlich ein Kurzgutachten an­
fertigen. Dieses geht der Frage
nach, ob der Kanton einer Ge­
meinde verbieten kann, solche
Tests durchzuführen. Kettiger
kommt zum Schluss, dass Ge­
meinden beziehungsweise die
von ihnen beauftragten schul­
ärztlichen Dienste befugt seien,

solcheTests durchzuführen: «Der
Kanton istmateriell-rechtlich de
lege lata nicht befugt, ein solches
Vorgehen einerGemeinde zu un­
tersagen.» Die Gemeinde könne
selbst gewählte Aufgaben über­
nehmen, sofern dies übergeord­
netemRecht nichtwiderspreche.

Der Bundesrat hätte es gerne
gesehen, wenn alle obligatori­
schen Schulen solche Tests
durchführenwürden.Wegen des
starkenWiderstands in der Kon­
sultation sah er aber von einer
solchen Verpflichtung ab. Dies
bedeute nicht, dass eine Gemein­
de nicht freiwillig testen dürfe,
so Kettiger im Gutachten. Auch
das Ablehnen der SP-Motion im

bernischen Grossen Rat für flä­
chendeckende Massentests ste­
he dem nicht imWege.

Bürokratische Einwände
Die kantonale Gesundheitsdirek­
tion (GSI) hatte alsArgument auch
vorgebracht, die Massentests
könnten den Teams in die Quere
kommen, die wegen eines Aus­
bruchstests in Schulen tätig sei­
en. Zudem sei es administrativ
aufwendig, Rechnungen von
einzelnen Schulen abzuwickeln.
Bissig schreibt Kettiger: «Solche
BequemlichkeitenderVerwaltung
sind fürdie rechtlicheDiskussion
irrelevant (und angesichts der
Pandemielage eher peinlich).»

Der Rechtsanwalt schreibt, dass
der Kanton keine Befugnis habe,
einer Gemeinde die Durchfüh­
rung von Massentests zu unter­
sagen, zumal sie diese sogar sel­
ber bezahle. Der Kanton müsste
laut Kettiger ein formelles Ver­
bot aussprechen,was jedoch die
Gemeindeautonomie verletzte.

Edith Leibundgut hat als
Gründerin der Arbeitsgruppe
«Kinder schützen – jetzt!» am
Freitagmit Elternorganisationen
aus der ganzen Schweiz vor dem
Rathaus demonstriert und ein­
malmehr auf vorbeugendeTests
gedrängt. Sie gab auf Twitter ih­
rerFreude überKettigers Gutach­
ten Ausdruck. Es sei empörend,

dass der Kanton vorbeugende
Tests fürKinderverhindere, sag­
te Leibundgut auf Anfrage.

GundekarGiebel, Sprecher der
kantonalen Gesundheitsdirekti­
on (GSI), sagt, er bedauere sehr,
dass in derÖffentlichkeit der fal­
sche Eindruck erweckt werde,
der Kanton verbiete vorbeugen­
de Massentests. «Wir verbieten
nichts, bloss unterstützen wir
solche Tests nicht.» Wenn Ge­
meinden diese durchführen
wollten, müssten sie das selber
organisieren. «DerKanton über­
nimmt dabei keinerlei Koordi­
nationsaufgaben», so Giebel.

Markus Dütschler

Darf der Kanton präventive Tests untersagen?
Jurist zu Massentests an Schulen Ein Gutachten kritisiert den Kanton. Dieser kontert, er verbiete Präventivtests nicht, er rate nur davon ab.


